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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Heinrich 

Lummer 

(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung 
unternommen, um Menschenrechtsverletzungen 
in Kuwait zu verhindern? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 24. Mai 1991 

Die Bundesregierung hat die Berichte über die seit der Befreiung Kuwaits 
dort anhaltenden Menschenrechtsverletzungen an Ausländern und insbe- 
sondere an Palästinensern mit großer Besorgnis zur Kenntnis genommen. 

Bei dem informellen Treffen der EG -Außenminister in Mondorf les Bains 
in Luxemburg am 28. April 1991 hat Bundesminister Genscher deshalb die 
Lage der Menschenrechte in Kuwait zum Gegenstand der Erörterung im 
Kreise seiner europäischen Kollegen gemacht. Es wurde beschlossen, daß 
die Präsidentschaft in Kuwait demarchiert und die Besorgnis der Zwölf 
deutlich zum Ausdruck bringt. Wir sind uns mit unseren Partnern darin 
einig, daß diese schwerwiegende Angelegenheit mit Nachdruck im Kreise 
der Zwölf weiterverfolgt werden muß. 

Auf Weisung von Bundesminister Genscher wurde außerdem der kuwaiti- 
sche Botschafter am 30. April 1991 ins Auswärtige Amt einbestellt. Dabei 
haben wir ihm die Besorgnis der Bundesregierung über das Schicksal der 
Palästinenser vorgetragen und die kuwaitische Regierung aufgefordert, 
unverzüglich die öffentliche Sicherheit für alle in Kuwait Lebenden, insbe- 
sondere auch für die ausländischen Bürger zu gewährleisten. 

Am 14. Mai 1991 ist unser Botschafter in Kuwait bei der kuwaitischen 
Regierung vorstellig geworden, um ihr die zunehmende Besorgnis der 
deutschen Regierung und Öffentlichkeit über Menschenrechtsverletzun- 
gen in Kuwait vorzutragen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch hinzufügen, daß die Bun- 
desregierung von einer verstärkten Teilnahme der kuwaitischen 
Bevölkerung am politischen Leben des Landes auch eine Verbesserung 
der Menschrechtssituation in Kuwait erwartet. Dem kuwaitischen Bot- 
schafter wurde deshalb unsere Erwartung verdeutlicht, daß Kuwait bei der 
Entwicklung hin zu politischem Pluralismus auf der arabischen Halbinsel 
eine Vorreiterrolle spielen sollte. 


2. Abgeordneter 

Heribert 

Scharrenbroich 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Fälle von Folter und 
Verfolgung von Palästinensern und anderen Aus- 
ländern nach der Befreiung Kuwaits bekannt, von 
denen die internationale Presse berichtet? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 24. Mai 1991 

Die Bundesregierung hat die Berichte über die seit der Befreiung Kuwaits 
dort anhaltenden Menschenrechtsverletzungen an Ausländern und insbe- 
sondere an Palästinensern mit großer Besorgnis zur Kenntnis genommen. 

Der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Kuwait sind Fälle von 
Übergriffen gegen Palästinenser und andere Ausländer, wie sie auch von 
der internationalen Presse wiedergegeben werden, berichtet worden. 
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3. Abgeordneter 

Heribert 

Scharrenbroich 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um weiteren Menschenrechts- 
verletzungen Einhalt zu gebieten, falls diese 
Berichte zutreffen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 24. Mai 1991 


Bei dem informellen Treffen der EG -Außenminister in Mondorf les Bains 
in Luxemburg am 28. April 1991 hat Bundesminister Genscher deshalb die 
Lage der Menschenrechte in Kuwait zum Gegenstand der Erörterung im 
Kreise seiner europäischen Kollegen gemacht. Es wurde beschlossen, daß 
die Präsidentschaft in Kuwait demarchiert und die Besorgnis der Zwölf 
deutlich zum Ausdruck bringt. Wir sind uns mit unseren Partnern darin 
einig, daß diese schwerwiegende Angelegenheit mit Nachdruck im Kreise 
der Zwölf weiterverfolgt werden muß. 

Auf Weisung von Bundesminister Genscher wurde außerdem der kuwaiti- 
sche Botschafter am 30. April 1991 ins Auswärtige Amt einbestellt. Dabei 
haben wir ihm die Besorgnis der Bundesregierung über das Schicksal der 
Palästinenser vorgetragen und die kuwaitische Regierung aufgefordert, 
unverzüghch die öffentliche Sicherheit für alle in Kuwait Lebenden, insbe- 
sondere auch für die ausländischen Bürger zu gewährleisten. 

Am 14. Mai 1991 ist unser Botschafter in Kuwait bei der kuwaitischen 
Regierung vorstellig geworden, um ihr die zunehmende Besorgnis der 
deutschen Regierung und Öffentlichkeit über Menschenrechtsverletzun- 
gen in Kuwait vorzutragen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch hinzufügen, daß die 
Bundesregierung von einer verstärkten Teilnahme der kuwaitischen 
Bevölkerung am politischen Leben des Landes auch eine Verbesserung 
der Menschrechtssituation in Kuwait erwartet. Dem kuwaitischen Bot- 
schafter wurde deshalb unsere Erwartung verdeutlicht, daß Kuwait bei der 
Entwicklung hin zu politischem Pluralismus auf der arabischen Halbinsel 
eine Vorreiterrolle spielen sollte. 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den tschechischen Landkreisen an der 
Grenze zu Bayern eine direkte finanzielle Hilfe 
zukommen zu lassen, damit die zur Öffnung der 
Grenzübergänge notwendigen Verkehrswege 
schnell ausgebaut werden können und eventuell 
erforderliche Umweltschutzmaßnahmen (z. B. die 
Sicherung eines Trinkwasserquellgebietes) 
durchgeführt werden können, nachdem die fi- 
nanziellen Probleme der Tschechoslowakei das 
Haupthindernis für eine rasche Öffnung vieler 
Grenzübergänge ist? 

Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 23. Mai 1991 

Es ist der Wunsch der Bundesregierung, die Zusammenarbeit mit der 
CSFR im grenznahen und regionalen Bereich auszubauen. 

Ein wichtiger Beitrag hierzu besteht in der Förderung des freien grenz- 
überschreitenden Verkehrs. Die Bundesregierung ist daher in enger 
Abstimmung mit der tschechoslowakischen Seite bestrebt, eine möglichst 
große Zahl von Grenzübergängen an der gemeinsamen Staatsgrenze für 
den Verkehr auf Straße und Schiene sowie für den Fußgänger-, Rad- und 
Mofaverkehr einzurichten. Dabei sind auch Gesichtspunkte des Umwelt- 
schutzes zu berücksichtigen. Der Bund ebenso wie die Länder sind 


4. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 
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bemüht, die hierfür auf deutscher Seite erforderlichen Ausbaumaßnah- 
men bei den Zufahrtswegen zügig durchzuführen, um die schwierigen 
Verkehrsverhältnisse an den deutsch-tschechoslowakischen Grenzüber- 
gängen möglichst rasch zu verbessern. Zu den mittelfristig wichtigsten 
Maßnahmen in diesem Bereich gehört der Bau der Autobahn Nürnberg — 
Prag und die für 1997 vorgesehene Errichtung eines Autobahngrenzüber- 
gangs bei Waidhaus. Die notwendigen Planungen für den Übergang und 
für dessen vorläufige Anbindung an die B 14 wurden bereits mit allem 
Nachdruck aufgenommen. 

Im Bereich des Umweltschutzes gibt es unter dem Dach der deutsch-tsche- 
choslowakischen Umweltvereinbarung vom 5. Oktober 1987 sowohl auf 
Bundes- wie auf Landesebene eine enge grenzübergreifende Abstim- 
mung in Fragen des Umwelt- und Naturschutzes, die ergänzt wird durch 
die Arbeiten innerhalb der bilateralen Grenzgewässerkommission und 
der 1990 eingerichteten Internationalen Kommission zum Schutz der Elbe 
unter Beteiligung auch der Europäischen Gemeinschaft. 

Außerdem ist daran gedacht, den Gesamtbereich der grenznahen regio- 
nalen Zusammenarbeit durch Einrichtung einer gemeinsamen Regie- 
rungskommission unter Teilnahme der Länder, Kommunen und sonstigen 
Gebietskörperschaften zu fördern. In ersten Kontakten hat sich die tsche- 
choslowakische Seite diesem Gedanken gegenüber aufgeschlossen 
gezeigt. 

Eine direkte Subventionierung von Landkreisen in der CSFR ist nicht vor- 
gesehen. In diesem Zusammenhang ist jedoch auf eine Reihe multilatera- 
ler Unterstützungsmöglichkeiten hinzuweisen, an denen die Bundesrepu- 
blik Deutschland beteiligt ist. So hat die Bundesregierung aktiv am 
Zustandekommen einer Zahlungsbilanzhilfe der Gruppe 24 in Höhe von 
1 Mrd. US-Dollar in diesem Frühjahr mitgewirkt. Die EG, zu deren Haus- 
halt die Bundesrepublik Deutschland 26 Prozent beiträgt, hat 50 Prozent 
dieser Leistung aufgebracht. Die Europäische Investitionsbank (EIB) 
weitet für eine begrenzte Zeit ihre Tätigkeit u. a. auf die CSFR aus. Ferner 
ist u. a. eine Förderung von Umweltschutzmaßnahmen im Rahmen des 
PHARE- Programms der EG möglich, das für die CSFR 1991 insgesamt bis 
zu ca. 100 Mio. ECU vorsieht. Infrastrukturmaßnahmen der CSFR im 
Umweltbereich sollen ferner durch die Weltbank in Höhe von rd. 150 Mio. 
Dollar gefördert werden. Auch die künftige Tätigkeit der Europäischen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) wird eine ökologische 
Komponente enthalten. 


Qeschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Eckardt 

(SPD) 


Welche politischen Gründe haben die Bundes- 
regierung veranlaßt, im Gegensatz zu der Verein- 
barung des Bundeskanzlers mit den Ministerprä- 
sidenten der Bundesländer vom 16. Mai 1990 die 
Zonenrandförderung nicht erst nach sieben 
Jahren, sondern schon nach vier Jahren im kul- 
turellen und sozialen Bereich auslaufen zu lassen, 
wie das jetzt vorgelegte Auslaufprogramm es vor- 
sieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 23. Mai 1991 

Bei einer Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der 
Bundesländer am 16. Mai 1990 in Bonn ist grundsätzlich vereinbart 
worden, „die bisherigen Kosten der Teilung (Deutschlands) in einem 
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Zeitraum von maximal sieben Jahren abzubauen." Der Bundeskanzler 
und die Regierungschefs waren sich dabei einig, daß die verschiedenen 
Bereiche der teilungsbedingten Subventionen je nach Bedeutung in 
unterschiedlichen zeitlichen Stufen verringert werden sollten. Auf der 
Basis dieser Übereinkunft hat die Bundesregierung mit Kabinettbeschluß 
vom 20. Februar 1991 festgelegt, die kulturelle und soziale Zonenrandför- 
derung bis 1994 mit einem Gesamtförderungsvolumen von 270 Mio. DM 
auslaufen zu lassen. Die Bundesländer sind hiervon anläßhch einer Bund- 
Länder-Besprechung am 10. April 1991 unterrichtet worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter 

Gerd 

Poppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In wie vielen Fällen der Verurteilung nach dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG) bzw. dem 
Außenwirtschäftsgesetz (AWG) ist gemäß § 73 ff. 
StGB, §§ 17, 22 Gesetz über Ordnungswidrigkei- 
ten (OWiG) eine Abschöpfung illegal erzielter 
Gewinne angeordnet worden (getrennt nach 
Jahren von 1980 bis 1990)? 


Antwort des Staatssekretärs Ingo Kober 
vom 24. Mai 1991 

Die Strafverfolgungsstatistik enthält gesonderte Angaben über die 
Anordnung des Verfalls bei Verurteilungen von Erwachsenen und Heran- 
wachsenden nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz bzw. dem Außenwirt- 
schaftsgesetz. Hiernach ergibt sich, daß in den Jahren 1980, 1981 und 1983 
bis 1989 bei Verurteilungen von Erwachsenen und Heranwachsenden 
nach diesen Gesetzen Verfall nicht angeordnet wurde. 

Ergebnisse für das Jahr 1982 können wegen einer fehlerhaften Aufberei- 
tung in zwei Bundesländern nicht mitgeteilt werden. Für 1982 dürften sich 
aber die tatsächlichen Ergebnisse nicht wesentlich anders darstellen als 
für die übrigen Jahre. 

Ergebnisse für das Jahr 1990 liegen noch nicht vor. 

Die Strafverfolgungsstatistik enthält keine Angaben über Verfahren nach 
dem Ordnungswidrigkeitengesetz. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter 

Josef 

Grünbeck 


(FDP) 


Sind der Bundesregierung Klagen über extrem 
lange Laufzeiten beim Zahlungsverkehr über 
Sparkassen und Banken in den neuen Bundes- 
ländern bekannt, und welche Lösungsmöglich- 
keiten zeichnen sich für eine baldige Behebung 
dieses besonders für kleine und mittlere Unter- 
nehmen schädlichen Mißstandes ab? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 24. Mai 1991 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Länge der Laufzeiten beim 
unbaren Zahlungsverkehr über Kreditinstitute in den neuen Bundeslän- 
dern noch nicht befriedigend ist. Die konkrete Ursache für eine lange 
Laufzeit läßt sich nur im Einzelfall unter Beteiligung des von dem Auftrag- 
geber mit der Zahlung beauftragten Kreditinstituts sowie der an der 
Abwicklung der Zahlung beteiligten Banken ermitteln. 

Die Bundesregierung unterstützt nachhaltig die intensiven Bemühungen 
der Verbände des Kreditgewerbes und der beteiligten Kreditinstitute, in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank noch vorhandene 
Schwachstellen bei der Zahlungsverkehrsabwicklung schnellstmöglich 
zu beseitigen. 

8. Abgeordneter 

Gerd 
Poppe 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Wann ist mit dem Abschluß des Ordnungswidrig- 
keiten-Verfahrens der Oberfinanzdirektion Kiel 
gegen Verantwortliche der Firmen Howaldt- 
werke Deutsche Werft AQ und Ingenieurkontor 
Lübeck wegen des Verdachts der ungenehmig- 
ten Lieferung von U-Boot-Blaupausen nach 
Südafrika zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 23. Mai 1991 

In dem Ordnungswidrigkeitenverfahren der OFD Kiel gegen Verantwort- 
liche der Firmen Howaldtwerke Deutsche Werft AG und Ingenieurkontor 
Lübeck stehen noch Sachverständigengutachten aus. Der Abschluß der 
Ermittlungen ist daher z. Z. nicht abzusehen. 


9. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Werden die Einnahmen aus dem Vermögen (z. B. 
Mieteinnahmen) der SED bzw. ihrer Nachfolge- 
partei PDS, der ehemaligen Blockparteien in der 
ehemaligen DDR sowie der ehemaligen Groß- 
organisationen an die Treuhandanstalt abge- 
führt, und falls nein, aus welchem Grunde ver- 
bleiben diese Einnahmen in der Verfügung der 
vorgenannten Organisationen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23, Mai 1991 


Nach § 20 b des Parteiengesetzes der ehemaligen DDR, der weiterhin 
geltendes Recht ist, steht das Vermögen der Parteien und der ihnen ver- 
bundenen Organisationen, juristischen Personen und Massenorganisatio- 
nen der ehemaligen DDR unter treuhänderischer Verwaltung. Die treu- 
händerische Verwaltung erstreckt sich auch auf die Einnahmen, die aus 
diesem Vermögen erzielt werden. Dies bedeutet, daß Vermögensver- 
fügungen wirksam nur mit Zustimmung der Treuhandanstalt vorgenom- 
men werden können. 

Ebenso wie die Unabhängige Kommission, die vor dem 3. Oktober 1990 
für die treuhänderische Verwaltung zuständig war, hat die Treu- 
handanstalt bestimmt, daß Parteien über Beträge bis zu 10000 DM bzw. 
Massenorganisationen über Beträge bis zu 5000 DM zur Deckung ihrer 
Ausgaben aus laufenden Geschäften ohne vorherige Zustimmung der 
Treuhandanstalt verfügen dürfen. Diese Einwilligung ist bei Mißbrauch, 
dem die insbesondere bei den ehemaligen Blockparteien im Auftrag der 
Treuhandanstalt tätigen Wirtschaftsprüfer nachgehen sollen, jederzeit 
widerrufbar. 
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Eine Kontrolle der Mieteinnahmen findet darüber hinaus in folgender 
Weise statt; 

Einnahmen aus der Nutzung von Grundstücken, die der CDU zugestan- 
den haben und auf die sie durch notarielle Erklärung vom 15. November 
1990 verzichtet hat, fließen auf ein Konto der Treuhandanstalt. Die FDP 
führt sämtliche Mieteinnahmen auf ein Sonderkonto ab, über das nur mit 
Zustimmung der Treuhandanstalt verfügt werden darf. 

Soweit der Vorstand der PDS Grundstücke selbst vermietet oder verpach- 
tet hat, gehen die Einnahmen auf Konten, die von der Treuhandanstalt 
kontrolliert werden. Wenn Grundstücke, die laut Grundbuch im Eigentum 
der PDS stehen oder an denen ihr ein Nutzungsrecht zustand, von speziel- 
len Grundstücksgesellschaften vermietet oder verpachtet worden sind, 
kontrollieren Wirtschaftsprüfer im Auftrag der Treuhandanstalt Einnah- 
men und Ausgaben. Da das Vermögen dieser Grundstücksgesellschaften 
nach einer kürzlich ergangenen Entscheidung der Unabhängigen 
Kommission selbst als Sondervermögen anzusehen ist, wird die Treuhand- 
anstalt veranlassen, daß Verfügungen über die Konten dieser Gesellschaf- 
ten nur noch mit Zustimmung der Treuhandanstalt stattfinden. 

Die Einnahmen des FDGB i. L. aus Vermietung und Verpachtung werden 
von der Treuhandanstalt über die Kontrolle der Konten und die Prüfung 
der beim FDGB i. L. im Auftrag der Treuhandanstalt tätigen Wirtschafts- 
prüfer erfaßt. Die Mieteinnahmen aus Immobilien, die von der Gesell- 
schaft für Sport und Technik genutzt worden sind, fließen auf Sonderkon- 
ten der Nachfolgeorganisation des Bundes Technischer Sportverbände. 
Überschüsse werden regelmäßig an die Treuhandanstalt abgeführt. 

Die Erfassung der Mieteinnahmen anderer Massenorganisationen erfolgt 
im Rahmen der allgemeinen Kontrolle und Überwachung des Zahlungs- 
verkehrs dieser Organisationen. Einen Sonderfall stellen die Immobilien 
dar, die von der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft 
genutzt worden sind und die zur Zeit widerrechtlich von einer WIN-Inter- 
club GmbH verwaltet werden. Hier hat die Treuhandanstalt alle Mieter 
aufgefordert, ihre Nutzungsentgelte an die Treuhandanstalt zu zahlen. 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über Art, Umfang und Standorte von 
umweltbelasteten Flächen der alitierten Streit- 
kräfte in Rheinland -Pfalz vor, und welche Erfas- 
sungs-, Bewertungs- und Sanierungsinitiativen 
werden im Hinblick auf die zu erwartende 
Umnutzung von bisher militärisch genutzten 
Flächen unternommen? 

Welche negativen Auswirkungen auf die Umwelt 
durch Altlasten, die auf Aktivitäten der alliierten 
Streitkräfte in Rheinland- Pfalz zurückgehen, sind 
der Bundesregierung bekannt, und wie wirkt die 
Bundesregierung mit bei der Behebung dieser 
Schäden und bei Vorsorgemaßnahmen zur Ver- 
hinderung weiterer Schäden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 23. Mai 1991 

Soweit die alliierten Streitkräfte auf den ihnen überlasserlen Liegenschaf- 
ten Umweltschäden verursacht haben, die eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung darstellen, sind sie verpflichtet, diese Gefahr in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen deutschen Fachbehörden zu besei- 
tigen. Andere Liegenschaftsschäden haben die alliierten Streitkräfte bei 
Freigabe der Liegenschaften nach Maßgabe der völkerrechtlichen Ver- 
träge abzugelten. 


10. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(FDP) 


11. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(FDP) 
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Werden Umweltschäden auf Liegenschaften erst nach deren Freigabe 
durch die alliierten Streitkräfte bekannt, wird die Bundesregierung die 
Maßnahmen treffen, die zur Abwendung einer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung erforderlich sind. 

Sind bundeseigene Liegenschaften mit Altlasten behaftet, so werden 
diese im Falle einer Veräußerung der Liegenschaften preismindernd 
berücksichtigt. 


12. Abgeordneter 

Klaus 

Hasenfratz 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung durch wissenschaft- 
liche Gutachter prüfen bzw. selbst gutachtliche 
Stellungnahmen erarbeiten lassen, ob im Fall 
einer Beseitigung der Gewerbekapitalsteuer der 
Rest der Gewerbesteuer nicht zu einer unzuläs- 
sigen zweiten Einkommensteuer wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Mai 1991 

Nach dem Ergebnis der verfassungsrechtlichen Prüfung der Bundesregie- 
rung würde ein Fortfall der Besteuerung nach dem Gewerbekapital bei 
Aufrechterhaltung der Besteuerung nach dem Gewerbeertrag einschließ- 
lich der Hinzurechnungen nichts daran ändern, daß die Steuer den Rechts- 
charakter einer Gewerbesteuer im Sinne des Artikels 106 Abs. 6 Grund- 
gesetz aufweist. Sie würde damit nach wie vor unter die insoweit 
deckungsgleiche Steuerkategorie der Realsteuern nach dieser Verfas- 
sungsnorm fallen (ebenso Klein, in Schmidt-Bleibtreu/Klein, Kommentar 
zum Grundgesetz, 7. Auflage 1990, Rdnr. 17; Maunz, in Maunz/Dürig/ 
Herzog/Scholz, Grundgesetz, Artikel 105, Rdnr. 53). Zur Einholung eines 
wissenschaftlichen Gutachtens bestand kein Anlaß. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


13. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Förderpause in der Produktiven Winterbau- 
förderung am 31. März 1992 beendet und wenig- 
stens der Mehrkostenzuschuß (MKZ) wieder 
weitergeführt werden sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Mai 1991 

Die Bundesregierung hält die Produktive Winterbauförderung für eine, 
wichtige Hilfe der Arbeitsförderung, die Arbeitsplätze der Bauarbeiter 
trotz bauungünstiger Witterungserscheinungen während der Winter- 
monate zu stabilisieren. Der Deutsche Bundestag hat allerdings im Jahre 
1986 die Förderung durch die Arbeitgeberleistungen der Produktiven 
Winterbauförderung befristet ausgesetzt, weil eine vorübergehende Ent- 
lastung der Baubetriebe von Lohnnebenkosten (hier: Winterbau-Umlage) 
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aus wirtschaftlichen und arbeitsmarktlichen Gründen geboten war. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung führt im Augenblick 
Gespräche mit der Bauwirtschaft zu der Frage, ob die Gründe für das Aus- 
setzen der Förderung auch nach dem 31. März 1992 fortbestehen. Die 
Meinungsbildung hierzu ist noch nicht abgeschlossen. 


14. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Wintergeid, welches seit seiner Einführung 
im Jahr 1972 unverändert 2 DM pro Arbeits- 
stunde beträgt, deutlich erhöht werden sollte, um 
den Anreiz für den Winterbau zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Mai 1991 

Das Wintergeld von 2 DM/Std. ist zwar seit 1972 gleich geblieben, durch 
Ausdehnen der Förderungszeit von drei Monaten auf vier Monate jedoch 
mittelbar erhöht worden. Die Frage einer weiteren Erhöhung des 
Wintergeldes (so die Forderung der Industriegewerkschaft Bau-Steine- 
Erden) ist ebenfalls Gegenstand der Gespräche mit der Bauwirtschaft. 


Hat nach Auffassung der Bundesregierung die vor 
einem Jahr (Süddeutsche Zeitung vom 25. April 
1990) von der Bundesanstalt für Arbeit geäußerte 
Sorge, daß durch Franchise-Unternehmen 
Berufspositionen mit Scheinselbständigkeit 
geschaffen werden und es so zur Umgehung der 
sozialen Sicherungssysteme kommen kann, 
durch die Entwicklung weitere Nahrung er- 
halten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 21. Mai 1991 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat mir mitgeteilt, daß der Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit, Franke, anläßlich der Pressekonferenz über ille- 
gale Beschäftigung am 24. April 1990 auf Befragen durch die anwesenden 
Pressevertreter u. a. auf die Scheinselbständigkeit als neues Problemfeld 
eingegangen sei. Im Rahmen der Erörterung der Scheinselbständigkeit 
wurden bei der Diskussion auch die sog. Franchise-Nehmer erwähnt, die 

- wie in Ihrer Frage angesprochen - in der Regel durch Ausschließlich- 
keitsverträge und Darlehensvergabe äußerst eng an die Franchise-Geber 
gebunden sind. Obwohl hier äußerlich der Eindruck der Selbständigkeit 
der Franchise-Nehmer bestehe, werde auf Grund der tatsächlichen Aus- 
gestaltung der Beziehungen des öfteren eine abhängige und damit bei- 
tragspflichtige Arbeitnehmertätigkeit ausgeübt. 

Die Krankenkassen als Beitragseinzugsstellen versuchten in Zusammen- 
arbeit mit der Bundesanstalt, diesen Umgehungstendenzen entgegen- 
zuwirken, die nicht nur im Bereich des Franchising, sondern auch z. B. in 
den Branchen der Fleischverarbeitung, Metallbearbeitung, des Kraftver- 
kehrs und der Gastronomie zu beobachten seien. 

Dieses Problemfeld ergibt sich nach Auffassung der Bundesregierung 
nach der Natur der Sache aus dem Grenzbereich zwischen Selbständig- 
keit und abhängiger Beschäftigung; 

Die auf Grund des Sozialversicherungsrechts zu treffende Entscheidung, 
ob bei Verkaufsfahrern (Franchise-Unternehmen) ein abhängiges 
Beschäftigungsverhältnis oder eine selbständige Tätigkeit vorliegt, kann 

- wie auch im Arbeitsrecht - nur unter Berücksichtigung der im Einzelfall 
vorliegenden tatsächlichen Gegebenheiten getroffen werden. 


15. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 
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Vertragliche Vereinbarungen, die mit dem Ziel der „Umgehung der sozia- 
len Sicherungssysteme" abgeschlossen werden, sind für die sozialver- 
sicherungsrechtliche Beurteilung ohne Bedeutung, wenn nach der tat- 
sächlichen Art der Betätigung die Merkmale einer abhängigen Beschäf- 
tigung gegeben sind oder jedenfalls im Vordergrund stehen. 


16. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


In welchem Umfang haben gescheiterte Fran- 
chise-Nehmer Sozialhilfe beantragen müssen, 
weil sie wegen rechtlicher Selbständigkeit 
(Scheinselbständigkeit) keine Ansprüche auf 
Arbeitslosenunterstützung mehr hatten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 21. Mai 1991 


Ob Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz (Arbeitslosengeld 
usw.) an gescheiterte Franchise-Nehmer gezahlt werden können, hängt 
davon ab, ob im Einzelfall echte Selbständigkeit gegeben war oder 
Scheinselbständigkeit Vorgelegen hat, in Wirklichkeit also eine abhän- 
gige, beitragspflichtige Beschäftigung ausgeübt wurde, die einen Arbeits- 
losengeldanspruch begründen kann. Dies kann jedoch nur im Einzelfall 
geprüft und entschieden werden. Auf eine Zahlung oder Nichtzahlung 
von Beiträgen an die Bundesanstalt für Arbeit kommt es dabei nicht an. 

Solche Fälle werden statistisch auch nicht gesondert erfaßt. Der Bundes- 
regierung sind auch auf andere Weise keine Fälle bekannt geworden, in 
denen gescheiterte Franchise-Nehmer Sozialhilfe beantragen mußten. 

17. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 21. Mai 1991 


Gibt es Überlegungen bei der Bundesregierung, 
für Franchise-Unternehmen Mindestbedingun- 
gen gesetzlich zu regeln, um Arbeitslose, die sich 
aus Verzweiflung als Franchise-Nehmer falsche 
Hoffnungen haben machen lassen, vor Übervor- 
teilung und Dauerverschuldung zu schützen? 


Der Franchise- Vertrag zielt darauf ab, daß der Franchise-Nehmer recht- 
lich selbständig sein soll. Auf Grund der tatsächlichen Ausgestaltung der 
Vertragsbeziehungen können die persönlichen und wirtschaftlichen 
Bindungen an den Franchise-Geber so stark sein, daß - wie in der Ant- 
wort zu Frage 15 erwähnt - eine Tätigkeit in persönlicher Abhängigkeit 
und damit eine Rechtsstellung als Arbeitnehmer anzunehmen ist. In 
diesen Fällen sind die arbeits- und sozialrechtlichen Schutzvorschriften 
voll auf das Vertragsverhältnis anzuwenden. 

Ist auf Grund der konkreten Ausgestaltung der Tätigkeit der „Franchise- 
Nehmer" zwar nicht als Arbeitnehmer, wegen der wirtschaftlichen 
Abhängigkeit aber als arbeitnehmerähnliche Person anzusehen, finden 
einige arbeitsrechtliche Vorschriften in eng begrenztem Umfang Anwen- 
dung (z. B. Urlaubsrecht). 


18. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wäre es nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht sinnvoll, für Franchiseverträge - wie in 
den USA - Mindestbedingungen festzulegen, die 
dafür sorgen, daß der Franchise-Nehmer auch ein 
„finanziell Selbständiger" wird, und damit ver- 
tragliche Bedingungen auszuschließen, nach 
denen der Franchise-Gebende die Finanzie- 
rungsabläufe insgesamt übernimmt und damit 
dem theoretisch Selbständigen die Kalkulations- 
grundlagen zumindest kurzfristig unüberschau- 
bar macht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Seehofer 
vom 21. Mai 1991 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, die die gesetzliche 
Festlegung von Mindestbedingungen für Franchiseverträge nahelegten. 
Bei Abschluß eines Vertriebs Vertrags ist der Franchise-Geber nach der 
Rechtsprechung zur Offenlegung aller für die Zusammenarbeit erheb- 
lichen Informationen gegenüber dem Franchise-Nehmer verpflichtet. Bei 
unerfahrenen Gewerbetreibenden als Systempartner werden besonders 
hohe Anforderungen an die Offenbarungspflicht gestellt. Dient der Fran- 
chisevertrag der Aufnahme einer bislang nicht ausgeübten gewerblichen 
Tätigkeit und enthält er eine Verpflichtung zum regelmäßigen Bezug von 
Waren, so kommt ein Widerrufsrecht des Franchise-Nehmers nach § 2 des 
Verbraucherkreditgesetzes in Betracht. Gravierende Unverhältnismäßig- 
keiten zwischen den Rechten und Pflichten des Franchise-Nehmers, was 
die Höhe der Gebühren, die Vertragsdauer, die Bindungsintensität und 
das Mitspracherecht betrifft, können zur Nichtigkeit des Vertrags nach 
§ 138 BGB (Sittenwidrigkeit) führen. Vor allem aber ist der Franchise- 
Nehmer durch das AGB-Gesetz geschützt, denn die Vertriebsverträge der 
Praxis sind regelmäßig Formularverträge i. S. d. § 1 Abs. 1 Satz 1 AGB- 
Gesetz die nicht „ausgehandelt" werden. Mithin steht ein umfangreiches 
gesetzliches Instrumentarium zum Schutze des Franchise-Nehmers zur 
Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Welcher Zeitraum ist für die Stillegung des 
Bundeswehrstandortes Northeim vorgesehen 
und welche Maßnahmen und finanziellen Mittel 
sieht das Bundesministerium der Verteidigung im 
Rahmen einer Standortekonversion zur Abfede- 
rung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen in 
dieser strukturschwachen Region vor, falls die 
Meldungen der Tageszeitung „Die Welt" vom 
6. Mai 1991 zutreffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig 
vom 28. Mai 1991 

Festlegungen zur Zukunft einzelner Standorte im Rahmen der Reduzie- 
rung der Streitkräfte bis 1994 sind von der Bundesregierung noch nicht 
getroffen worden. Das Gesamtkonzept für die geplante neue Stationie- 
rung der Streitkräfte sieht eine Auflösung des Standortes, beginnend 
1993, vor. 

Um die Festlegung sowohl militärisch sinnvoll als auch sozialverträglich 
für die betroffenen Menschen und strukturpolitisch verträglich für die 
jeweiligen Regionen zu gestalten, werden vor der für Juli des Jahres vor- 
gesehenen Entscheidung die Bundesländer und die parlamentarischen 
Gremien konsultiert. 

Flankierende Maßnahmen zur Abfederung wirtschaftlicher und sozialer 
Folgen in strukturschwachen Regionen können nicht global konzipiert 
werden, sondern müssen gezielt bei den einzelnen Regionen ansetzen. 
Der Anpassungsbedarf kann erst nach der Entscheidung über die Zukunft 
der Garnison Northeim im Juli 1991 festgelegt werden. Für solche flankie- 
renden Maßnahmen hat die Bundesregierung eine interministerielle 
Arbeitsgruppe unter Federführung des Bundesministers für Wirtschaft 
eingerichtet. 


19. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Welches sind die Planungen der Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Ortsumfahrungen der 
Gemeinden Böbingen und Mögglingen im Ver- 
laufe der B 29 angesichts der nunmehr erfolgten 
Entscheidung des Gemeinderates Mögglingen 
zugunsten einer Südumgehung, und erwägt die 
Bundesregierung, beide Maßnahmen in einem 
Abschnitt zu planen und zu realisieren? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 23. Mai 1991 

Nach Zustimmung der Gemeinde Mögglingen zu der in der Gesamtabwä- 
gung am günstigsten beurteilten ortsnahen Südumgehung im Verlauf der 
Bundesstraße B29 wird für diese Variante die Linienbestimmung nach 
§ 16 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) im Laufe dieses Jahres durch- 
geführt und die Detailplanung aufgestellt. 

Im Bereich Böbingen ist die Planung für die im Bedarfsplan dort weniger 
dringlich eingestufte B 29 noch nicht so weit fortgeschritten. Doch auch bei 
abschnittsweiser Realisierung ist die Abstimmung mit der Ortsumgehung 
Mögglingen und damit die Kontinuität der Planung in jedem Fall gewähr- 
leistet. 


20. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


21. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Welches sind die Gründe, weshalb das Regie- 
rungspräsidium Freiburg für das vom Gemeinde - 
rat Emmendingen flächensparend und ökolo- 
gisch verantwortlich geplante Teüstück der B 3- 
Stadtumfahrung Emmendingens nur dann Mittel 
im Rahmen des Gemein deverkehrsfinanzie- 
rungsgesetzes in Aussicht stellt, wenn die Reali- 
sierung der Maßnahme dreispurig und nicht, wie 
von städtischer Seite vorgeschlagen, zweispurig 
erfolgt? 


22. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit und 
wird sie sie gegebenenfalls wahrnehmen, auf das 
Regierungspräsidium Freiburg mit dem Ziel 
einzuwirken, den GVFG-Zuschuß auch dann zu 
gewähren, wenn in der angesichts des maximal 
prognostizierten Verkehrsaufkommens von 
18 000 Kraftfahrzeugen/24 Stunden ausreichen- 
den zweispurigen Bauweise geplant wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 23. Mai 1991 

Bei diesem Teilabschnitt der Stadtumfahrung Emmendingens handelt es 
sich um eine kommunale Baumaßnahme. 

Nach den Bestimmungen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
entscheidet jedes Land über die Aufnahme von Projekten zur Förderung 
des kommunalen Straßenbaus in sein Landesprogramm und die Erfüllung 
der Fördervoraussetzungen in eigener Zuständigkeit ohne Mitwirkung 
des Bundes. 
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Nach Auffassung des Regierungspräsidenten Freiburg ist im vorliegenden 
Fall auf Grund der örtlichen Gegebenheiten eine dreistreifige Straße 
erforderlich, um eine verkehrssichere und verkehrstechnisch befriedi- 
gende Verkehrsabwicklung zu gewährleisten. 

Anzumerken ist zudem, daß der Oberbürgermeister der Stadt Emmendin- 
gen in einem Schreiben vom 7. Mai 1991 an den Bundesminister für 
Verkehr mitgeteilt hat, daß die Stadt den noch ausstehenden Bauabschnitt 
der Stadtumfahrung gemäß einem Gemeinderatsbeschluß dreistreifig 
durchführen wird. 


23. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(FDP) 


Wer ist Eigentümer der 41 Standorte für Tank- 
und Raststätten an den Autobahnen in den neuen 
Bundesländern, für die Konzessionen vergeben 
worden sind, und wie ist die Geeignetheit der 
Standorte geprüft worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 28. Mai 1991 

Von den 41 Standorten für Tank- und Raststätten an den Autobahnen in 
den neuen Bundesländern sind 20 bereits im Eigentum des Bundes, vier im 
Eigentum von zwei Vertragspartnern der ehemaligen DDR-Autobahn- 
direktion und 17 im Eigentum Dritter. Der Bund verhandelt über eine 
Übertragung des Eigentums an den ihm noch nicht gehörenden Flächen. 

Der Bundesminister für Verkehr hat im Benehmen mit den neuen Bundes- 
ländern eine Grundkonzeption zur Ausstattung der dortigen Bundesauto- 
bahnen mit Nebenbetrieben entwickelt, die - ausgerichtet an den Maßstä- 
ben für Autobahnnebenbetriebe in den alten Bundesländern — die beson- 
deren Verhältnisse berücksichtigt und in die auch die 41 Vertragsstand- 


orte einbezogen sind. 


24. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(FDP) 

Wie ist vertraglich sichergestellt, daß die Konzes- 
sionen nur entsprechend ihrer in den alten 
Bundesländern üblichen Zweckbestimmung zum 
Betrieb von Tank- und Raststätten verwandt 
werden, und in welchem Verhältnis stehen 
Leistung (Konzessionsgewährung) und Gegen- 
leistung (Geldzahlung)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 28. Mai 1991 

Vertraglich soll, soweit dies nicht bereits geschehen ist, sichergestellt 
werden, daß an den Standorten in den neuen Bundesländern Neben- 
betriebe nach den in den alten Bundesländern geltenden Kriterien betrie- 
ben werden; insbesondere soll von den Vertragspartnern ein angemesse- 
nes leistungs- und standortbezogenes Entgelt bezahlt werden. Dabei 
sollen sowohl die Privatinvestitionen des Investors wie auch die Dauer der 
Überlassung des Grundstücks berücksichtigt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


25. Abgeordneter 

Werner 

DÖrflinger 

(CDU/CSU) 


Wie könnte sich die nach derzeitigem tech- 
nischen Standard realisierbare optimale Wärme- 
dämmung im Gebäudebereich in der Bundes- 
republik Deutschland und weltweit auswirken in 
bezug auf verringerten C02-Ausstoß, in bezug 
auf Energieeinsparung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 28. Mai 1991 

Zu dieser Frage gibt es verschiedene Gutachten und Untersuchungen, die 
zu teilweise recht unterschiedlichen Ergebnissen kommen. Im Bericht des 
Arbeitskreises „Gebäudebereich" der interministeriellen Arbeitsgruppe 
C02-Reduktion, der dem Kabinettbeschluß zur C02-Reduktion vom 
7. November 1990 zugrunde liegt, wird das durch umfassende Maßnah- 
men (Wärmedämmung, Heizungstechnik und Substitution von Energie- 
trägern) erschließbare C02-Minderungspotential im Wohngebäude- 
bestand bis zum Jahr 2005 auf 100 bis 110 Mio. t (alte und neue Bundes- 
länder) geschätzt; davon dürften je nach technischen und ökonomischen 
Randbedingungen mindestens 30 bis höchstens 70% auf Maßnahmen zur 
Verbesserung des baulichen Wärmeschutzes entfallen. Es sei aber darauf 
hingewiesen, daß bauliche und anlagentechnische Maßnahmen eine 
untrennbare Einheit bilden. Hieraus ergibt sich für die Bundesrepublik 
Deutschland (Bezugsjahr: 1987) eine C02-Minderungsquote durch 
Wärmedämmung von etwa 3 bis 7 %; die Energieeinsparquote dürfte - je 
nach eingesetztem Energieträger - etwa in der gleichen Größenordnung 
liegen. Die Auswirkungen der vorgenannten Maßnahmen auf die welt- 
weiten C02-Emissionen ergeben sich entsprechend aus dem Anteil der 
Bundesrepublik Deutschland an diesen Emissionen von etwa 5 % . 

Eine optimale Wärmedämmung im Neubaubereich kann die durch Wohn- 
raumzuwachs erwarteten zusätzlichen C02-Emissionen ledigliche 
begrenzen. Langfristig ist sie allerdings von erheblicher Bedeutung. 

Was das weltweite Handeln betrifft, so könnten Maßnahmen der Bundes- 
republik Deutschland im Rahmen der EG-Abstimmung und bei den Ver- 
handlungen für eine Weltklimakonvention andere Länder dazu ermuti- 
gen, ähnliche Initiativen zu ergreifen. Die Länder in den mittleren und 
nördlichen Breiten dürften ähnliche Reduktionspotentiale im Raum- 
wärmebereich aufweisen, deren Ausschöpfung dort sicherlich zu den 
Schwerpunkten konsequenten Klimaschutzes zählt. 


26. Abgeordneter 
Werner 
DÖrflinger 

(CDU/CSU) 


Könnte nach Ansicht der Bundesregierung eine 
Förderung entsprechender Investitionen dazu 
beitragen, das durch effektive Wärmedämmung 
vorhandene Potential an Energieeinsparung zu 
mobilisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 28. Mai 1991 

Wie in dem in der Antwort auf Frage 25 genannten Bericht des Arbeits- 
kreises „Gebäudebereich" dargelegt, währen umfassende Maßnahmen 
im Gebäudebestand weitgehend unwirtschaftlich und würden den Bürger 
unzumutbar hoch belasten. Wegen der Heterogenität der Bausubstanz 
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und damit der Belastungen im Einzelfall können nachträgliche umfas- 
sende Maßnahmen faktisch nicht vorgeschrieben werden. Das beste- 
hende große C02-Minderungspotential könnte daher nachhaltig nur 
durch massive staatliche Anreize erschlossen werden. Dies gilt insbeson- 
dere für verschiedene Maßnahmen im Bereich der Wärmedämmung. 

Im Neubaubereich strebt die Bundesregierung vorrangig an, eine opti- 
male Wärmedämmung neuer Gebäude durch ordnungsrechtliche Maß- 
nahmen, insbesondere Verbesserungen der Wärmeschutzverordnung, zu 
erreichen. 


27. Abgeordneter 

Karl-Heinz 

Schröter 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Hindernisse zu beseitigen, die sich dem Um- und 
Ausbau von Privathäusern in den neuen Bundes- 
ländern entgegenstellen, weil einerseits der 
Zugriff auf die über die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau (KfW) bereitgestellten Sonderkredite 
wegen der Ansprüche früherer Eigentümer auf 
das zu sanierende Haus nicht möglich ist und 
andererseits das derzeitige Zinsniveau Kreditauf- 
nahmen am Markt nicht zuläßt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 27. Mai 1991 

Die Anmeldung vermögensrechtlicher Ansprüche löst nach dem Ver- 
mögensgesetz eine Verfügungssperre aus, die den gegenwärtig Ver- 
fügungsberechtigten verpflichtet, die Vornahme dinglicher Rechts- 
geschäfte zu unterlassen. Zu diesen dinglichen Rechtsgeschäften gehört 
auch die Bestellung von Grundpfandrechten an dem anmeldebelasteten 
Grundstück. Dies gilt aber nicht für Grundpfandrechte, die zur Absiche- 
rung von Maßnahmen bestellt werden, die zur Erhaltung des Gebäudes 
erforderlich sind. Erforderlich sind Erhaltungsmaßnahmen, die ein ver- 
nünftiger Eigentümer in der Lage des gegenwärtig Verfügungsberechtig- 
ten durchführen würde (z. B. Dachreparatur). Außerdem kann die Sperre 
für eine Eigeninvestition durch Anwendung von § 3 a Vermögensgesetz 
überwunden werden. Nicht hiervon erfaßte Um- und Ausbaumaßnahmen 
müssen zurückgestellt werden, bis über den Anspruch entschieden ist. 

Die durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) angebotenen Kredite 
werden im übrigen auch in Anspruch genommen. Ihr sind seit dem 
Programmstart im Oktober 1990 über 62000 Anträge auf zinsverbilligte 
Darlehen in einer Gesamthöhe von 3,2 Mrd. DM aus dem KfW-Wohn- 
raum-Modernisierungsprogramm über Kreditinstitute eingereicht 
worden. Die Zusagen belaufen sich auf 2,3 Mrd. DM. 

Informationen, daß es bei der Kreditgewährung zu Schwierigkeiten bei 
der Sicherung der Darlehen gekommen sei, liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 

Im übrigen besteht die - nicht nur auf KfW-Kredite beschränkte - Mög- 
lichkeit, die Sicherung von Krediten durch Bürgschaften zu erleichtern. 
Bundesbürgschaften können auch dann übernommen werden, wenn bei 
unbestrittener Eigentumslage aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
eine dingliche Sicherung wegen fehlender Eintragungsmöglichkeit im 
Grundbuch noch nicht erreicht werden kann. 

Die große Nachfrage nach KfW-Krediten deutet auch darauf hin, daß das 
Ziel des Programms, die Kreditaufnahme angesichts der hohen Markt- 
zinsen zu verbilligen, erreicht wird. 
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28. Abgeordneter 

Karl-Heinz 

Schröter 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Entschei- 
dung herbeizuführen, die es erlaubt, sachlich 
begründete Kreditansprüche über die KfW als 
notwendige Ansprüche zu betrachten und sie 
unabhängig von der Eigentumslage zu bedienen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 27. Mai 1991 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß über die im Vermögensgesetz 
vorgesehenen Möglichkeiten, Kreditaufnahmen nur dann in Betracht 
kommen, wenn eine Verständigung mit demjenigen erreicht worden ist, 
der das Eigentum beansprucht und damit später die Zahlungsverpflich- 
tungen aus dem Darlehensverhältnis erfüllen muß. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


29. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Bundesregierung die Notwendig- 
keit und die Möglichkeit, die Antragsbedingun- 
gen für die deutsche Forschungsförderung für 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) weiter 
zu vereinfachen, da diese sich vielfach immer 
noch durch das komplizierte Antragsverfahren 
von der Forschungsförderung ausgeschlossen 
fühlen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 28. Mai 1991 

Die Vereinfachung des Antragsverfahrens für die deutsche Forschungs- 
förderung insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ist 
der Bundesregierung ein ständiges Anliegen. Alle Anregungen dazu 
werden sorgfältig überprüft und nach Möglichkeit umgesetzt. 

Um den Zugang für KMU zur fachprogrammbezogenen Projektförderung 
des BMFT noch mehr zu erleichtern, sind mit den „NKFT 88" (Neben- 
bestimmungen für Zuwendungen auf Kostenbasis des BMFT an Unter- 
nehmen der gewerblichen Wirtschaft für Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben) am 1. Januar 1989 weitere Verwaltungsvereinfachungen ein- 
geführt worden. Mittelständische Unternehmen können danach ihre 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im Rahmen der Projektförde- 
rung erstmals nach einem vereinfachten pauschalierten Verfahren 
abrechnen. Es sieht vor, daß 

- einfach zu ermittelnde Kostenarten (wie z. B. Material-, Personal- oder 
Reisekosten) als Einzelkosten verrechenbar sind und 

- die schwieriger zu erfassenden Kostenarten (wie z. B. Material- und 
Personalgemeinkosten, Kosten innerbetrieblicher Leistungen, Verwal- 
tungskosten) durch eine Pauschale von 120% auf die Bruttolöhne und 
-gehälter abgegolten werden können. Dies kommt vielen mittelständi- 
gen Betrieben entgegen, die häufig nicht über ein ausgebautes Rech- 
nungswesen verfügen. 

Auch im Rahmen der speziell für KMU konzipierten indirekten und indi- 
rektspezifischen Förderprogramme sind wesentliche Antrags- und 
Abwicklungsvereinfachungen verwirklicht worden. 
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Studien zur Evaluierung der Förderprogramme zeigen, daß heute die 
Antragsteller das damit verbundene Verwaltungsverfahren eher als ein- 
fach bewerten. Gegenwärtig sind deshalb keine weiteren grundlegenden 
Vereinfachungsschritte vorgesehen, zumal mit jeder Vereinfachung auch 
die Gefahr von Fördermißbrauch rapide ansteigt und die Bundesregie- 
rung auch ihre Sorgfaltspflicht beim Umgang mit Steuergeldern zu erfül- 
len hat. 


30. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Möglichkeit 
ein, den „EG-Förderdschungel" mit mehr als 
150 Förderprogrammen neu zu ordnen und im 
Zusammenhang damit auch das sehr kompli- 
zierte Antragsverfahren für kleine und mittlere 
Unternehmen zu vereinfachen, damit der Mittel- 
stand stärker an der EG-Forschungsförderung 
beteiligt werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 28. Mai 1991 

Alle Förderprogramme der Gemeinschaft für Forschung und Entwicklung 
sind gemäß Artikel 130 i EWG-Vertrag in mehrjährigen Rahmenprogram- 
men zusammengefaßt. Während das 2. Rahmenprogramm (1987 bis 1991) 
33 spezifische Programme beinhaltete, wurde die Zahl der spezifischen 
Programme im 3. Rahmenprogramm (1990 bis 1994) auf insgesamt 
15 konzentriert. Eine weitere Reduzierung der Anzahl der Programme 
erscheint angesichts der Komplexität der gemeinschaftlichen Forschungs- 
bereiche nicht zweckmäßig. 

Das Antragsverfahren in Programmen der Gemeinschaft ist notwendiger- 
weise komplizierter als ein Verfahren in nationalen Programmen. Durch 
die EG gefördert Vorhaben müssen durch einen „europäischen Mehr- 
wert" legitimiert sein, der vor allem durch die Beteiligung von Projektteil- 
nehmern aus möglichst vielen Mitgliedsstaaten realisiert wird. Diese 
gemeinschaftsweite Zusammenarbeit macht Verfahren der Ausschrei- 
bung, Suche und Auswahl verschiedener Projektteilnehmer sowie ent- 
sprechende Kalkulations- und Berechnungsmodalitäten erforderlich. 

Trotz allseitigen Bemühens um Vereinfachung sind daher die Möglich- 
keiten dazu begrenzt. 

Seitens der Gemeinschaft wird eine verstärkte Einbeziehung mittelständi- 
scher Unternehmen in FuE-Programmen dadurch angestrebt, daß in 
erheblichem Umfang innerhalb der einzelnen FuE-Programme sowie 
parallel zu ihnen Maßnahmen des Technologietransfers zugunsten von 
kleinen und mittleren Unternehmen durchgeführt werden. 


31. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Welche Beratungsmöglichkeiten zur Antragstel- 
lung - sowohl bei der deutschen als auch bei der 
europäischen Forschungsförderung - können 
kleine und mittlere Unternehmen in Anspruch 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 28. Mai 1991 

Durch den „Ratgeber Forschung und Technologie" werden jährlich 
aktualisierte Informationen über Fördermöglichkeiten und Beratungs- 
hilfen zur Verfügung gestellt. In ihm wird nicht nur umfassend über die 
Förderprogramme der Bundesregierung, sondern auch über diejenigen 
der Länder, der Europäischen Gemeinschaft und der EUREKA-Initiative 
informiert. Dabei wird besonders auf die Fördermöglichkeiten für kleine 
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und mittlere Unternehmen hingewiesen. 1989 Jiat die Bundesregierung 
ein Gesamtkonzept zur Forschungsförderung für kleine und mittlere 
Unternehmen veröffentlicht, in dem alle Fördermöglichkeiten des BMFT 
und des BMWi für kleine und mittlere Unternehmen zusammengestellt 
sind, mit der jeweiligen Anschrift von Antrags- und Kontaktadressen. 

Mit der Durchführung ihrer Programme zur Forschungsförderung hat die 
Bundesregierung in der Regel Projektträger beauftragt, die an alle Interes- 
sierten Informationen weitergeben und Antragstellern bereitwillig Hilfe- 
stellung leisten. Über die ganze Bundesrepublik Deutschland verteilt gibt 
es inzwischen ein Netzwerk von Innovationsberatungsstellen bei Indu- 
strie- und Handelskammern, Handwerkskammern und Verbänden. Auch 
dort können Interessierte u. a. Beratung über die Möglichkeiten der 
Forschungsförderung erhalten. Solche Innovationsberatungsstellen 
befinden sich auch in den neuen Bundesländern im Aufbau und haben an 
vielen Orten ihre Tätigkeit bereits aufgenommen. Informationen über 
Fördermöglichkeiten vermittelt aber auch eine Vielzahl freiberuflicher 
Unternehmensberater. 

Der BMFT unterstützt kleine und mittlere Unternehmen bei der Beantra- 
gung von Forschungsfördermitteln der EG dadurch, daß er bei verschiede- 
nen Projektträgern sogenannte fachspezifische Ansprechpartner einge- 
richtet hat, die für jeweils einzelne Programme bzw. Programmteile der 
EG Beratungsleistungen im Zusammenhang mit der Antragstellung 
anbieten. 

Darüber hinaus hat die EG bei verschiedenen Trägern in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine größere Zahl von EG-Beratungsstellen (Euro-Info- 
Centres) für Unternehmen eingerichtet, die u. a. auch Hilfestellung beim 
Zugang zu FuE-Programmen der EG geben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


32. Abgeordneter 

Ortwin 

Lowack 

{CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, das 
Vorhaben der philippinischen Regierung zu 
unterstützen, mit einem sogenannten civic action 
ship die Probleme zu lindern, die durch ver- 
heerende Erdbeben und Sturmkatastrophen in 
der Versorgung vieler Bevölkerungsteile ein- 
getreten sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 28. Mai 1991 

Der Bundesregierung ist das Vorhaben nicht bekannt. Aussagen zu den 
Möglichkeiten deutscher Hilfe können - sofern die philippinische Regie- 
rung deutsche Unterstützung beantragt - erst nach einer näheren Prüfung 
gemacht werden. 


33. Abgeordneter 

Arno 

Schmidt 

(Dresden) 

(FDP) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unterneh- 
men, um den Absatz ostdeutscher Produkte in 
Entwicklungsländern stärker als bisher zu 
fördern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 28. Mai 1991 


Die Bundesregierung bemüht sich intensiv darum, den Absatz ostdeut- 
scher Produkte in den Entwicklungsländern zu fördern. 

Im Rahmen der staatlichen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit 
erfolgt die Vergabe von Lieferungen und Leistungen in der Regel im Wege 
der Ausschreibung. Eine angemessene Berücksichtigung von ostdeut- 
schen Firmen bei der Vergabe von Aufträgen wird angestrebt. Die Deut- 
sche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH, Esch- 
born, hat bei Beschaffungen im Rahmen der Technischen Zusammen- 
arbeit die Liefermöglichkeiten von Firmen in den neuen Bundesländern 
einer systematischen Prüfung unterzogen. Dies hat dazu geführt, daß die 
GTZ bereits mit einer Reihe von Lieferfirmen, Consulting-Unternehmen 
und Gutachtern aus den neuen Bundesländern zusammenarbeitet. Die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt, ist bereit, im Wege von Einzel- 
beratungen oder der Entsendung von Referenten zu Informationsver- 
anstaltungen ostdeutsche Firmen über das Verfahren im Rahmen der 
Finanziellen Zusammenarbeit zu unterrichten. Die Bundesregierung prüft 
derzeit auch die Möglichkeit einer befristeten Präferenzklausel im Rah- 
men der Finanziellen Zusammenarbeit für die ostdeutschen Betriebe, um 
ihre Exportchancen zu vergrößern. 

Die Bundesstelle für Außenhandelsinformationen (Bf AI), Köln, veröffent- 
licht speziell für die Unternehmen in den neuen Bundesländern eine 
Wochenpublikation mit dem Titel „Märkte der Welt" , in die u. a. für diese 
Unternehmen geeignet erscheinende Projekte und Programme der deut- 
schen bilateralen sowie multilateralen entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit aufgenommen werden. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß der Abschluß 
eines Warenhilfeabkommens mit der indischen Regierung es der indi- 
schen Seite ermöglicht hat, für rd. 100 Mio. DM Kalidünger aus den neuen 
Bundesländern zu beziehen. Im Zuge der Umsetzung dieses Abkommens 
wurde Ende Februar 1991 bereits ein erster Auftrag in Höhe von rd. 
50 Mio. DM an ein ostdeutsches Unternehmen erteilt. Für 1991 wurden 
Indien für Düngemittelimporte weitere 45 Mio. DM zugesagt, die eben- 
falls zum überwiegenden Teil für Importe aus den neuen Bundesländern 
verwandt werden. 

Gute Lieferchancen ergeben sich für ostdeutsche Unternehmen insbeson- 
dere auch durch die Fortsetzung von Entwicklungshilfeprojekten der ehe- 
maligen DDR (vorgesehener Betrag in der FZ/TZ-Rahmenplanung 1991: 
117 Mio. DM). 

Eine Weltbankmission wird im Herbst 1991 die Unternehmen in den 
neuen Bundesländern über Liefermöglichkeiten bei von der Weltbank- 
gruppe finanzierten Vorhaben informieren. 

Bei von der Bundesregierung organisierten Besuchen ausländischer Dele- 
gationen aus Entwicklungsländern sind regelmäßig auch Firmenbesichti- 
gungen in den neuen Bundesländern vorgesehen, um die für den Export 
wichtigen Direktkontakte der Unternehmen zu den Entwicklungsländern 
zu vermitteln. 

Trotz aller Bemühungen der Bundesregierung, den Absatz ostdeutscher 
Produkte in Entwicklungsländern zu fördern, kommt es gleichwohl für 
den Erfolg entscheidend auf die Wettbewerbsfähigkeit der angebotenen 
Lieferungen und Leistungen an. Die Wettbewerbsfähigkeit erhöht sich 
durch den Umstellungsprozeß der Unternehmen auf marktwirtschaftliche 
Bedingungen. Hierbei leistet die Bundesregierung vielfältige Unterstüt- 
zung. 
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34. Abgeordneter 

Arno 

Schmidt 

(Dresden) 

(FDP) 


Welche Rolle beabsichtigt die Bundesregierung 
den in den neuen Bundesländern derzeit nur 
unter großen Schwierigkeiten existierenden 
Institutionen der Entwicklungshilfe, vor allem 
auch den in den alten Ländern in dieser Form 
meist nicht vorhandenen universitären For- 
schungseinrichtungen, in Zukunft zukommen zu 
lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 28. Mai 1991 

Schwerpunkt der Arbeit der Nicht-Regierungsorganisationen in den 
neuen Bundesländern ist gegenwärtig die entwicklungspolitische Infor- 
mations- und Bildungsarbeit. Zahlreiche Anträge auf Zuschüsse zu dieser 
Arbeit liegen bereits vor. Anträge auf Zuschüsse zu Projekten in Entwick- 
lungsländern wurden ebenfalls gestellt. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt, diese Zusammenarbeit möglichst rasch weiter auszubauen. Sie wird 
dabei die Situation der Nicht-Regierungsorganisationen in den neuen 
Bundesländern im Rahmen der geltenden Förderrichtlinien berücksichti- 
gen. 

Universitäre Forschungseinrichtungen sind keine Nicht-Regierungs- 
organisationen und können deshalb nicht als solche gefördert werden. 
Ihre Grundfinanzierung muß durch die Bundesländer, in denen sie ihren 
Sitz haben, gesichert werden. Darüber hinaus müssen sich diese Einrich- 
tungen dem Wettbewerb stellen, indem sie sich an Ausschreibungen für 
Forschungsaufträge beteiligen. 


35. Abgeordneter 

Arno 

Schmidt 

(Dresden) 

(FDP) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Möglichkeit 
ein, in Zukunft mit Blick auf die positiven Erfah- 
rungen im westlichen Ausland (z. B. Großbritan- 
nien, Niederlande) stärker als bisher die kommu- 
nale Entwicklungszusammenarbeit zu fördern 
und hierbei einen besonderen Schwerpunkt in 
den neuen Ländern zu setzen, wo - etwa in 
Rostock - bereits zahlreiche Nicht-Regierungs- 
organisationen und Nord-Süd-Foren auf 
Gemeindeebene existieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 28. Mai 1991 

Hinsichtlich der Erfahrungen im westlichen Ausland (z. B. Großbritan- 
nien, Niederlande) ist auf die unterschiedliche Verfassungsstruktur der 
Bundesrepublik Deutschland hinzuweisen, nach der die staatliche Hoheit 
über die kommunalen Gebietskörperschaften (Landkreise, kreisfreie Städte, 
Städte und Gemeinden) ausschließlich den Ländern obhegt. 

Die Bundesregierung begrüßt in ihren Grundlinien der Entwicklungspoli- 
tik (in der Fassung vom April 1986, Ziffer 105) „. . . die Initiativen deutscher 
Gemeinden, mit Gemeinden in Entwicklungsländern Partnerschaften ein- 
zugehen und mit ihnen gemeinsam Entwicklungsvorhaben durchzufüh- 
ren''. 

Im gleichen Sinne haben sich die Ministerpräsidenten der Länder in ihrer 
Entschließung vom 28. Oktober 1988 ausgesprochen. 

Die Bundesregierung hat verschiedene Möglichkeiten, kommunale Akti- 
vitäten auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit zu unterstüt- 
zen. Diese sind: 
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- Für Sachspenden, die im gemeindlichen Umfeld auf Anregung und 
unter nicht überwiegender finanzieller Förderung einer Gemeinde 
durch private Gruppen für Entwicklungsländer -aufgebracht werden, 
können die Transportkosten in das betreffende Entwicklungsland im 
Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel übernommen werden. 

- Kommunale Aktionen der entwicklungspolitischen Informationsarbeit 
können in Höhe bis zu 1 000 DM je Einzelaktion aus dem Haushalt des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit bezuschußt 
werden. 

- Sofern eine kommunale Aktivität in ein Programm der bilateralen 
Zusammenarbeit der Bundesregierung mit Entwicklungsländern sach- 
lich und finanziell eingefügt werden kann, wäre dies verhandlungs- 
und vereinbarungsfähig und ggf. im Rahmen der bilateralen Techni- 
schen Zusammenarbeit finanzierbar. Ein solches Verfahren der Förde- 
rung kommunaler Maßnahmen hat sich allerdings nur in wenigen Aus- 
nahmefällen als praktikabel erwiesen. 

- Für kulturelle Veranstaltungen im Ausland kann ein besonderer Fonds 
im Einzelplan des Auswärtigen Amtes auch im Rahmen von Städtepart- 
nerschaften mit der Dritten Welt genutzt werden. Über die Vergabe 
dieser Mittel im einzelnen entscheidet ein beim Deutschen Städtetag 
angesiedelter Ausschuß der kommunalen Spitzenverbände. 

Weitergehende Förderungsmöglichkeiten sind im Hinblick auf die finan- 
zielle Eigenverantwortung der kommunalen Gebietskörperschaften und 
die Beschränkungen, die durch die Grundsätze der Innenminister der 
Länder für diesen Bereich bestehen, nicht beabsichtigt. 

Im übrigen können Nicht-Regierungsorganisationen auf Gemeindeebene 
und im gemeindlichen Umfeld nach den für die Zusammenarbeit mit 
privaten deutschen Trägern geltenden Förderrichtlinien Zuschüsse zu 
Projekten in Entwicklungsländern erhalten. 


Bonn, den 31. Mai 1991 
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